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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

BGB § 892 
Voraussetzungen des gutgläubigen Grund-
stückserwerbs 

I. Sachverhalt
A und B in Erbengemeinschaft haben Grundbesitz an 
C veräußert. Zum Zeitpunkt des Ab schlusses des Kauf-
vertrages war noch die verstorbene Mutter M von A und 
B im Grundbuch eingetragen. Das Grundbuch ist ei-
nige Wochen nach Abschluss des Kaufvertrages auf A 
und B in Erbenge meinschaft als Eigentümer berichtigt 
worden, und zwar aufgrund notariellen Testaments, 
wo nach A und B als Alleinerben eingesetzt waren. Ein 
Erbschein existiert nicht. Der Kaufvertrag wurde so-
dann vollzogen und C als Eigentümer im Grundbuch 
eingetragen. Nach Eigentumsumschreibung meldet sich 

X bei C. X ist aufgrund (dem notariellen Testament zeit-
lich nachfolgenden und daher dies wirksam abändern-
den) handschriftlichen Testa ments der M Alleinerbe 
von M geworden, allerdings nur als Vorerbe und mit 
einer Dauertestamentsvollstreckung belastet.

II. Frage
Hat C den Grundbesitz gutgläubig von A und B erwor-
ben?

III. Zur Rechtslage
1. Gutgläubiger Erwerb des Eigentums
Der gutgläubige Erwerb des Eigentums an einem Grund-
stück hängt nach § 892 BGB vom Vorliegen mehrerer 
Voraussetzungen ab (Überblick etwa bei Baur/Stürner, 
Sa chenrecht, 18. Aufl . 2009, § 23 Rn. 1 ff .; Staudinger/
Gursky, BGB, 2013, § 892 Rn. 125 ff .).

a) Rechtsgeschäftlicher Erwerb
Zunächst muss es sich um den rechtsgeschäftlichen 
Erwerb eines Rechts an einem Grund stück oder eines 
Rechts an einem solchen Recht handeln. Ausgeschlos-
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sen ist damit et wa der Erwerb kraft Gesetzes oder der 
Erwerb im Wege der Zwangsvollstreckung. Ausge-
schlossen ist damit beispielsweise das wirksame Entste-
hen einer Zwangshypothek (§ 867 ZPO) aufgrund eines 
Titels gegen den bloß Buchberechtigten (BGH WM 
1963, 219; NJW 1975, 1282). Wird eine Willenserklä-
rung durch richterliches Urteil er setzt (§  894 ZPO), 
fi ndet allerdings in der Sache rechtsgeschäftlicher Er-
werb in den Formen der Zwangsvollstreckung statt, 
und ein gutgläubiger Erwerb ist möglich (§§ 898 ZPO, 
892 BGB; zur Aufl assung aufgrund Urteils etwa Schö-
ner/Stöber, Grundbuchrecht, 15. Aufl . 2012, Rn.  745 
ff ; Baur/Stürner, § 23 Rn. 22). Erwirbt der Ersteigerer 
in der Zwangsvollstreckung durch Zuschlag schuld-
nerfremdes Vermögen, führt dagegen §  90 ZVG zu 
einem Eigentumserwerb von Bestand, und der Schuld-
ner kann sich nur über § 812 Abs. 1 S. 1 Var. 2 BGB 
(Ein griff skondiktion) an den Vollstreckungsgläubiger 
halten, da an schuldnerfremdem Vermögen kein Pfän-
dungspfandrecht begründet wurde (s. etwa BGH NJW 
1960, 1461 f.; 1987, 1880 ff .).

b) Verkehrsgeschäft
Bei dem Rechtsgeschäft muss es sich um ein Verkehrs-
geschäft handeln, das auf die konstitutive oder transla-
tive Rechtsnachfolge eines Dritten abzielt. Verneint wird 
das Vorliegen eines solchen Verkehrsgeschäfts insbeson-
dere dann, wenn der Buchberech tigte sich selbst ein 
Recht bestellt – wie etwa eine Eigentümergrundschuld 
nach § 1196 BGB –, oder sonst in Fällen, in denen auf 
Erwerberseite nur Personen stehen, die wirt schaftlich 
auch Veräußerer sind. Weiterhin wird das Vorliegen 
eines Verkehrsgeschäfts beim Erwerb im Wege der vor-
weggenommenen Erbfolge ver neint, weil der damit vor-
weggenommene Erwerb kraft Erbrechts (§ 1922 BGB) 
aufgrund Gesetzes erfolgen und damit nicht unter dem 
Schutz des §  892 BGB stehen würde (vgl. etwa Bay-
ObLG DNotZ 1988, 781; OLG Zweibrücken FGPrax 
1999, 208; LG Bielefeld Rpfl eger 2002, 200; off en BGH 
NJW 1982, 761). 

c) Wirksamkeit des Verfügungsgeschäfts
Das Verfügungsgeschäft selbst muss im Übrigen wirk-
sam sein. Es dürfen also keine sonstigen gesetzlichen 
Tatbestandsmerkmale oder Wirksamkeitsvoraussetzun-
gen feh len, von der fehlenden Rechtsmacht des Verfü-
genden abgesehen. 

d) Rechtschein und Guter Glaube
Aufgrund der (unrichtigen) Grundbuchlage als ob-
jektive Rechtscheinsbasis muss der Verfügungs-
begünstigte den wirksamen Erwerb des Rechts nach 
Maßgabe des Grund buchinhalts erwarten können. Der 
Erwerber darf keine positive Kenntnis von der Unrich-
tigkeit des Grundbuchs ha ben (§ 892 Abs. 2 BGB). Es 

darf überdies kein Widerspruch gegen die Richtigkeit 
des Grundbuchs eingetragen worden sein (§ 892 Abs. 1 
S. 1 BGB). 

2. Vorliegen der Voraussetzungen im geschilderten 
Fall
Unter diesen Voraussetzungen erscheinen zwei Punkte 
in dem geschilderten Fall problematisch.

a) Guter Glaube
C darf keine Kenntnis davon gehabt haben, dass A und 
B wegen des nachfolgenden handschriftlichen Testa-
ments der M nicht Grundstückseigentümer geworden 
sind. Für diese Kenntnis ist nach § 892 Abs. 2 BGB der 
Zeitpunkt der Stel lung des Antrags auf Eintragung im 
Grundbuch maßgebend. Zu diesem Zeitpunkt war C in 
diesem Sinne aber noch gutgläubig. Dass sich X nach 
Eigentumsumschreibung bei C meldete, ver mag dessen 
Gutgläubigkeit nicht mehr zu zerstören. 

b) Rechtscheinsbasis
Problematisch ist noch die Grundbuchlage als objekti-
ve Rechtscheinsbasis. Das Reichsgericht (RGZ 74, 416, 
420; 92, 254, 255) hat dazu zunächst angenom men, 
die dem Erwerber günstige unrichtige Buchlage müsse 
schon im Zeitpunkt des „den Er werb vermittelnden 
Rechtsgeschäfts“ gegeben gewesen sein. Nach dem 
Grundge danken des Gesetzes könne der öff entliche 
Glaube des Grundbuchs nämlich demjeni gen nicht zur 
Seite stehen, der das Erwerbsgeschäft gar nicht im Ver-
trauen auf die Richtig keit des Grundbuchs abgeschlos-
sen haben könne, weil das Grundbuch zur Zeit dieses 
Rechtsgeschäfts noch gegen das Bestehen des vom Er-
werb betroff enen Rechts gespro chen habe. Hier war zum 
Zeitpunkt des Abschlusses des Kaufvertrags noch M als 
Ei gentümer im Grundbuch eingetragen. A und B waren 
auch nicht durch einen Erbschein legitimiert, der einen 
gutgläubi gen Erwerb nach Maßgabe des § 2366 BGB 
ermöglicht hätte. 

Diese Rechtsprechung ist später aber noch vom Reichs-
gericht selbst aufgegeben wor den (RGZ 116, 351, 354; 
116, 356, 361 f.; Überblick zur Rechtsentwicklung: 
Staudinger/Gursky, §  892 Rn. 184 ff .). Im Anschluss 
daran steht auch die heutige höchstrichterliche Recht-
sprechung (BGH NJW 1980, 2413 f.; NJW 2003, 
202 ff .; BayObLG NJW 2003, 3785) auf dem Stand-
punkt, für den gutgläubigen Erwerb genüge es, dass 
der diesen Erwerb ermöglichende Grundbuchstand 
zu dem Zeitpunkt bestehe, in dem sich der Rechts-
erwerb vollende. Ein gutgläubiger lastenfreier Er-
werb sei bei spielsweise möglich, wenn zugleich mit der 
Eintragung des Erwerbers eines Grund stücks ein 
dingliches Recht versehentlich nicht mitübertragen 
wird. 
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Streitig ist in dem auch hier gegebenen Fall einer nach 
Abschluss des schuldrechtlichen Vertrags eintre tenden 
Grundbuchunrichtigkeit lediglich, ob es für die Kennt-
nis des Erwerbers auf den Zeitpunkt der unrichtigen 
Eintragung oder auf denjenigen der Vollendung des 
Recht serwerbs ankommt (s. bereits BGH NJW 1980, 
2413, 2414). Diese Frage kann hier aber dahinstehen, 
da C sowohl bei Grundbuchberichtigung auf A und B 
in Erbengemein schaft als auch bei seiner späteren eige-
nen Eintragung als Grundstückseigentümer im Grund-
buch noch gutgläubig gewesen ist. Eine Kenntnis des 
Erwerbers vom Grund buchstand, ein positiv festgestell-
tes Vertrauen auf den Grundbuchstand oder eine Kau-
salität zwischen Grundbuchstand und dem Entschluss 
zum Grundstückserwerb zählt nicht zu den von § 892 
BGB aufgestellten gesetzlichen Voraussetzungen eines 
gutgläu bigen Erwerbs (vgl. bereits BGH NJW 1980, 
2413, 2414; so auch die einhellige Meinung im Übri-
gen: s. nur BeckOGK-BGB/Hertel, Std.: 1.12.2018, 
§ 892 Rn. 59 ff .; Palandt/Herrler, BGB, 78. Aufl . 2019, 
§ 892 Rn. 9). Dergleichen ist also auch nicht von C als 
Voraussetzung seines gutgläubigen Erwerbs zu verlan-
gen.

Für die Praxis relevant ist darüber hinaus, dass in den 
Fällen des gutgläubigen Erwerbs einer Vormerkung 
nach § 883 BGB bei späterem Erwerb des vorgemerk-
ten Rechts die Rechtszuständigkeit des Vormerkungs-
schuldners oder die diese ersetzenden Vorausset zungen 
des Rechtscheinserwerbs nach § 892 BGB nach h. M. 
nur im Zeit punkt des Entstehens der Vormerkung 
vorliegen müssen (etwa BGH NJW 1981, 446, 447; 
BGH BeckRS 2007, 13424 Rn. 21; weitere Nachweise 
bei Staudinger/Gursky, § 892 Rn. 187). Späteres Bös-
gläubigwerden des Erwerbers oder eine spätere Grund-
buchberichtigung schadet diesem also nicht mehr.

3. Fazit
Im Ergebnis hat C somit im vorliegenden Fall das Eigen-
tum an dem Grundbesitz gut gläu big von A und B nach 
§ 892 BGB erworben. Die zu Lasten von X im nachfol-
genden Testament angeordneten Verfügungsbeschrän-
kungen durch die Einsetzung eines Nacher ben sowie die 
Anordnung einer Dauertestamentsvollstreckung berüh-
ren den Grundstücks erwerb des C nicht mehr. 

Da C das Grundstück entgeltlich aufgrund eines Kauf-
vertrags er worben hat, ist sein Erwerb darüber hinaus 
auch bereicherungsrechtlich von Bestand: C muss 
den Grundbesitz nicht nach § 816 Abs. 1 S. 2 BGB an 
X übereignen. Im Ver hältnis zu A und B ist C gleichfalls 
vor einer Kondiktion geschützt, da er den Grundbesitz 
mit dem Rechtsgrund des wirksam ab geschlossenen 
Kaufvertrages erworben hat (§ 812 Abs. 1 S. 1 Var. 1 
BGB greift also nicht ein). 

Gutachten im Abrufdienst
Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutach-
ten-Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können 
die Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder 
mit Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt 
ebenfalls für die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

SaRegG §§ 2, 4 
Aufklärung eines Samenspenders und der Empfän-
gerin einer Samenspende durch einen Notar; Form 
der Aufklärung
Abruf-Nr.: 165782

Rom I-VO Art. 3, 4 
England: Statut eines Grundstückskaufvertrags
Abruf-Nr.: 151852

Rechtsprechung
GrEStG §§ 1 Abs. 1 Nr. 1, 3 Nr. 2 u. 6
Grunderwerbsteuerbefreiung für Erwerb eines 
Grundstücks unter Geschwistern

1. Die unentgeltliche Übertragung eines Miteigen-
tumsanteils an einem Grundstück unter Geschwis-
tern, die ein Elternteil in einem Schenkungsvertrag 
durch Aufl age gegenüber dem beschenkten Kind 
angeordnet hat, kann -ebenso wie die Verpfl ichtung 
hierzu- aufgrund einer Zusammenschau grund-
erwerbsteuerrechtlicher Befreiungsvorschriften von 
der Grunderwerbsteuer befreit sein, wenn sich der 
tatsächlich verwirklichte Grundstückserwerb im 
Grunde als abgekürzter Übertragungsweg darstellt.

2. Die Steuerfreiheit des Grundstückserwerbs kann 
sich aus der mehrfachen Anwendung derselben 
grunderwerbsteuerrechtlichen Befreiungsvorschrift 
für die unterbliebenen Zwischenerwerbe ergeben.

BFH, Urt. v. 7.11.2018 – II R 38/15

Problem
Mutter M übertrug einen Miteigentumsanteil am 
Grundstück 1 an ihre Tochter T unter Nießbrauchsvor-
behalt. Einige Jahre später übertrug M Grundstück 2 
an T. M ordnete hierbei als Aufl age an, dass T ihren 
Miteigentumsanteil am Grundstück 1 an ihren Bruder 
S, den Sohn der M, zu übertragen hatte. S musste sich 
diesen Erwerb auf seinen Pfl ichtteilsanspruch nach M 
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anrechnen lassen. Der BFH hatte sich mit der Frage 
zu beschäftigen, ob für die Übertragung des Miteigen-
tumsanteils am Grundstück 1 von T an S Grunderwerb-
steuer anfi el.

Entscheidung
Nach Auff assung des BFH ist die Übertragung von 
der Grunderwerbsteuer befreit. Die unentgeltliche 
Übertragung des Miteigentumsanteils von T an S fal-
le allerdings nicht unter § 3 Nr. 2 S. 1 GrEStG. Die 
Vorschrift nimmt Grundstücksschenkungen unter 
Lebenden i. S. d. ErbStG von der Grunderwerbsteuer 
aus. Übertrage der Zuwendende ein Grundstück auf-
grund einer ihm von einem Dritte gemachten Aufl a-
ge, fehle es an einer freigebigen Zuwendung. Schenker 
des Grundstücks sei derjenige, der die Aufl age verfügt 
habe (hier: M). Die Grundstücksübertragung sei somit 
nicht zwischen Schenkendem und Beschenktem (M 
und S) erfolgt. Auch eine Befreiung nach § 3 Nr. 6 S. 1 
GrEStG greife nicht. Denn hiernach sei nur der Grund-
stückserwerb durch Verwandte in gerader Linie be-
freit, nicht jedoch der Erwerb zwischen Geschwistern.

Der BFH hält die Transaktion gleichwohl für grund-
erwerbsteuerfrei. Dies ergebe sich aus einer Zusammen-
schau der Befreiungsvorschriften. Die Übertragung 
des Miteigentumsanteils am Grundstück 1 stelle sich 
als abgekürzte Übertragung dar. Hinter der Übertra-
gung stehe als erster unterbliebener Zwischenerwerb die 
Übertragung des Grundstücks von T an M, der zweite 
unterbliebene Zwischenerwerb liege in der unentgeltli-
chen Übertragung von M an S. Beide Zwischenerwerbe 
seien von der Grunderwerbsteuer nach § 3 Nr. 6 S. 1 
GrEStG befreit. 

Die Grunderwerbsteuerbefreiung könne aufgrund einer 
Zusammenschau mehrerer Befreiungsvorschriften aber 
nur gewährt werden, wenn für den abgekürzten Über-
tragungsweg ein über die Steuerersparnis hinausge-
hender beachtlicher Grund ersichtlich sei. Ein solcher 
könne darin gesehen werden, dass der Elternteil bei 
einer (Neu-)Gestaltung der vorweggenommenen Erb-
folge gegenüber dem erwerbenden Kind als Schenker 
auftreten möchte und die Übertragung des Grund-
stücks auf das begünstigte Kind unter Anrechnung 
auf dessen Pfl ichtteil nach dem Tod des Elternteils er-
folge.

UmwG §§ 194 Abs. 1 Nr. 3, 202 Abs. 1 Nr. 2 S. 1, 54 
Abs. 1 S. 3, 68 Abs. 1 S. 3
Formwechsel der GmbH & Co. KG in GmbH: Aus-
scheiden des persönlich haftenden Gesellschafters 
mit Wirksamwerden des Formwechsels; Kontinuität 
der Mitgliedschaft; Formwechsel zu Null

Beim Formwechsel einer KG in eine GmbH ist 
das Ausscheiden des persönlich haftenden Gesell-
schafters mit Wirksamwerden des Formwechsels 
möglich.

KG, Beschl. v. 19.12.2018 – 22 W 85/18

Problem
Die Entscheidung behandelt die höchstrichterlich bis-
her noch nicht geklärte Frage, ob ein Gesellschafter im 
Zuge des Formwechsels „seiner“ Gesellschaft ausschei-
den kann. Im Hintergrund steht das im Umwandlungs-
recht essentielle Prinzip der Kontinuität der Mit-
gliedschaft: Jeder Gesellschafter des übertragenden/
formwechselnden Rechtsträgers erhält auch einen An-
teil am übernehmenden oder Zielrechtsträger (Anteils-
gewährspfl icht).

Im entschiedenen Fall ging es um den Formwech-
sel einer (Einheits-)GmbH & Co. KG in eine GmbH. 
Laut Umwandlungsbeschluss sollte die kapitalanteilslos 
beteiligte Komplementär-GmbH an der Ziel-GmbH 
nicht mehr beteiligt sein, sondern lediglich der einzi-
ge Kommanditist der KG. Das Amtsgericht wies die 
Anmeldung zurück und begründete dies u.  a. mit der 
fehlenden Kontinuität der Mitgliedschaft. Das KG hat 
der Beschwerde stattgegeben, nachdem die Beteilig-
ten den Umwandlungsbeschluss auf Hinweis dahin-
gehend ergänzt hatten, dass die Komplementär-GmbH 
den formwechselnden Rechtsträger aufschiebend be-
dingt auf das Wirksamwerden des Formwechsels ver-
lasse.

Entscheidung
Nach Ansicht des KG steht das Gebot der Kontinuität 
der Mitgliedschaft dem Ausscheiden eines persönlich 
haftenden Gesellschafters jedenfalls dann nicht ent-
gegen, wenn dem  sämtliche Gesellschafter zustim-
men und der persönlich haftende Gesellschafter nicht 
am Vermögen der KG beteiligt ist. Das Kontinuitäts-
prinzip sei dem Regelungssystem der neuen Rechtsform 
unter Umständen anzupassen, so etwa, wenn beim Aus-
gangsrechtsträger (KG) eine vermögenslose Beteili-
gung möglich sei, beim Zielrechtsträger (GmbH) aber 
nicht. Für eine Ausnahme spreche im Übrigen, dass 
die ganz h. M. einen nichtverhältniswahrenden Form-
wechsel zulasse und, dass der Gesetzgeber in §§ 54, 68 
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UmwG (bei der Verschmelzung und über § 125 UmwG 
auch bei der Spaltung) einen Verzicht auf Anteils-
gewährung zugelassen habe. Das KG verweist zudem 
auf das Urteil des BGH vom 9.5.2005 (II ZR 29/03, 
DNotZ 2005, 864, 865), in dem der BGH obiter dictum 
das Hinzutreten eines neuen Gesellschafters im Zuge 
des Formwechsels akzeptiert hatte.

Folgt man dem KG, muss man beim Formwechsel „zu 
Null“ nicht auf das sog. Treuhandmodell zurückgrei-
fen. Hierbei erwirbt der persönlich haftende Gesell-
schafter vom Kommanditisten treuhänderisch einen 
Teilkommanditanteil und überträgt ihn nach Eintra-
gung des Formwechsels zurück auf den ehemaligen 
Kommanditisten. In der Praxis wird sich gleichwohl 
eine vorherige Rücksprache mit dem Registergericht 
empfehlen.

WEG § 10 Abs. 2 S. 2; BGB §§ 242, 309 Nr. 9a
Betreutes Wohnen; Kontrahierungszwang in der Ge-
meinschaftsordnung

Im Rahmen eines Konzepts zum betreuten Woh-
nen ist ein in einer Teilungserklärung enthaltener 
Kontrahierungszwang unwirksam, durch den die 
Wohnungseigentümer zum Abschluss von Betreu-
ungsverträgen mit einer Bindung von mehr als 
zwei Jahren verpfl ichtet werden sollen, wenn sie 
die Wohnung selbst nutzen, und der den einzelnen 
Wohnungseigentümern beziehungsweise der Woh-
nungseigentümergemeinschaft keine angemessenen 
Spielräume für eine interessengerechte Ausgestal-
tung der Verträge einräumt (Anschluss und Fort-
führung von BGH, Urteile vom 13. Oktober 2006 
– V ZR 289/05, NJW 2007, 213 und vom 21. Dezem-
ber 2012 – V ZR 221/11, NJW 2013, 1963).

BGH, Urt. v. 10.01.2019 – III ZR 37/18

Problem
In der Gemeinschaftsordnung der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft fi ndet sich die Regelung, wonach sich 
alle Wohnungseigentümer im Falle der Selbstnutzung 
des Wohnungseigentums verpfl ichten, mit einem be-
stimmten Betreuungsunternehmen einen Vertrag abzu-
schließen.

Der infolgedessen durch den Kläger auf unbestimmte 
Zeit abgeschlossene Betreuungsvertrag kann innerhalb 
der ersten zwei Jahre nur aus wichtigem Grund und im 
Anschluss entsprechend den gesetzlichen Fristen gekün-
digt werden. Der Kläger kündigte nach Aufgabe der 

Selbstnutzung den Vertrag aus wichtigem Grund Mitte 
Oktober mit sofortiger Wirkung. Dennoch wurden in 
der Folgezeit noch Beträge bei dem Kläger abgebucht.

Die Beklagte wurde sowohl vom Amtsgericht als auch 
vom Landgericht zur Rückzahlung der abgebuchten Be-
träge verurteilt.

Entscheidung
Der BGH bestätigt die instanzgerichtlichen Entschei-
dungen.

Der Betreuungsvertrag sei typengemischt, wobei vor-
liegend nach dem Schwerpunkt des Vertrags Dienstver-
tragsrecht einschlägig und die Abrede daher nach § 620 
Abs. 2 BGB ordentlich kündbar sei. Ein formularmä-
ßiger Ausschluss der Kündigungsmöglichkeit sei mit 
§ 309 Nr. 9a BGB nicht zu vereinen. Das Klauselverbot 
erfasse nicht nur kalendarisch für mehr als zwei Jahre 
befristete Verträge; es regele auch solche Verträge, die 
durch ein bestimmtes Ereignis beendet werden sollen, 
dessen Eintritt innerhalb von zwei Jahren die Vertrags-
parteien nicht sicher vorausgesetzt haben.

Die Kündigung sei auch nicht treuwidrig i.  S.  d. 
§  242 BGB, weil die Beklagte nicht unmittelbar mit 
Beendigung einen Anspruch auf Neuabschluss des Be-
treuungsvertrages habe. Zum einen basiere die konkret 
vereinbarte Verpfl ichtung zum Abschluss des Betreu-
ungsvertrages in der Gemeinschaftsordnung darauf, 
dass der jeweilige Wohnungseigentümer seine Woh-
nung selbst nutze. Dies sei hier aber gerade nicht der 
Fall gewesen. 

Zum anderen könne ein Kontrahierungszwang über 
zwei Jahre hinaus in der Gemeinschaftsordnung nicht 
wirksam vereinbart werden.

Eine Ausschluss der ordentlichen Kündigung belaste die 
Wohnungseigentümer unangemessen, weil diese sich 
trotz des personalen Bezugs der Betreuungsleistun-
gen auch bei gestörter Vertrauensgrundlage nicht ohne 
Weiteres vom Vertrag lösen könnten. Das Betreuungs-
unternehmen könne dagegen Leerstände von Beginn an 
einkalkulieren und damit das Gesamtkonzept sicher-
stellen.

Das Kündigungsrecht stehe im Übrigen auch nicht der 
Eigentümergemeinschaft, sondern nur den einzelnen 
Wohnungseigentümern zu. Überdies sei eine Koppe-
lung der Betreuungsverträge untereinander nicht an-
zunehmen, da jedem Wohnungseigentümer schon nach 
dem Inhalt des Betreuungsvertrags ein individuelles 
Kündigungsrecht zustehen solle.
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An das 
Deutsche Notarinstitut 
Gerberstraße 19       Fax-Nr. (0931) 35576-225 
97070 Würzburg       E-Mail: dnoti@dnoti.de 
 
 
 
 

Einbanddecke für den DNotI-Report 2017/2018 
(in weißem Offsetgewebe [Leinen] mit blauem Siebdruck) 

 
 
 

Sie erhalten die Einbanddecke zum  
 

Preis von 15.– € (brutto*). 
 

Die Einbanddecken sind ab April 2019 verfügbar. 
 
Das dazugehörige Inhaltsverzeichnis erscheint voraussichtlich in der  
sechsten Ausgabe des DNotI-Reports 2019. 
 
Sie haben die Möglichkeit, Ihre schriftliche Bestellung bereits heute mit diesem 
Formblatt zu erledigen. 
_____________________________________________________________________________ 
 
Hiermit bestelle/n ich/wir .......... Stck. Einbanddecke/n zum Preis von je 15.– € 
(brutto*). 
 
__________________________________________________________________ 
Name, Vorname 
 
__________________________________________________________________ 
Straße, Hausnummer 
 
__________________________________________________________________ 
PLZ, Ort 
 
 
____________________________  ______________________________ 
Ort, Datum      Unterschrift/Stempel 
 
*Der ausgewiesene Brutto-Rechnungsbetrag enthält keine Umsatzsteuer, da die oben aufgeführten Leistungen im Rahmen der nicht 
unternehmerischen Tätigkeit des Deutschen Notarinstituts als Körperschaft des öffentlichen Rechts erbracht werden. 
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